PAGE  
15

Bulgarisch-Deutsche Konferenz

Bulgarien und die Lissabon-Strategie.

Über Reformen im Bildungssystem und in der Gesetzgebung für eine Motivierung zur wissenschaftlichen Karriere

Hotel „Vitoscha”, Sofia, 26-28 Juni 2008.

Organisatoren:
Institut für Entwicklung und Innovationen des 
Bildungswesens und der Wissenschaft (IEIBW)

und

KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG Sofia

27.  Juni 2008 11.15 – 12.00Uhr

Privatdozent Dr. Jürgen Plöhn
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg


Wissenschaftliche Qualifikationen und Karrieren im Wandel
Wissenschaftliche Qualifikationen und Karrieren im Wandel
Jürgen Plöhn

Zur Einführung: „Wissensgesellschaft“, „Lissabon-Strategie“ 
und „Bologna-Prozess“

Die international geführte Diskussion über Voraussetzungen, Gestalt und Konse​quenzen einer „Wissensgesellschaft” dauert mittlerweile bereits über 40 Jahre
. Der Ausdruck ist eingeführt und verwendet worden, um die offen und dynamisch auf​tretenden westlichen Demokratien möglichst deutlich von ihrem geschlossen und verhärmt erscheinenden realsozialistischen Widerpart abgrenzen zu können. Heute charakterisiert der Ausdruck hingegen zugleich eine Zielvorstellung für Gesell​schaften, die sich zuvor unter kommunistischer Herrschaft befunden haben. 

Für diese Länder ist daher der Weg zum Erfolg, den die Freie Welt gewählt hat, von besonderer Bedeutung. Jedoch lässt sich dieser Weg nicht monolinear beschrieben. Vielmehr gibt es eine ganze Reihe von Modellen und individuellen Wegen, die zu bestimmten Zeiten erfolgreich gewesen sein mögen, unter anderen Bedingungen aber versagen können. So gilt hier für Bildungssysteme, was bereits früher über poli​tische Systeme gesagt worden ist
: Wenn man eine Institution von einem System in ein anderes überträgt, kann man keine identischen Effekte erwarten. Denn der Input speist sich aus anderen Quellen und der Output wird unter anderen Bedingungen von anderen Institutionen absorbiert. Daher ist auch im Falle einer Auswechselung einer Einrichtung durch eine importierte andere stets mit gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen zu rechnen: Das System kann potentiell an den verschiedensten Punkten auf diese Änderung reagieren.

Im Rahmen dieses Vortrags habe ich indes keine vergleichende Gesamtanalyse der deutschen und der bulgarischen Gesellschaft zu bieten. Worauf ich aber einiges Ge​wicht lege, ist der Zusammenhang zwischen jedwedem Bildungssystem und dem Ar​beitsmarkt. Daher sollte man sich stets vergegenwärtigen: Aus der Perspektive des Individuums ist von entscheidender Bedeutung, dass eine Qualifikation, die im Bil​dungs- und Ausbildungssystem erworben worden ist, auf dem Arbeitsmarkt An​erkennung findet, d.h.: dort einen realen Vorteil gegenüber Mitbewerbern bedeutet und sich dementsprechend finanziell auszahlt. Dieses Zusammenspiel zwischen zwei gesellschaftlichen Sphären stellt die wichtigste Rahmenbedingung für eine Neustrukturierung des Bildungssystems oder einzelner seiner Elemente dar
. 

Die hier vertretene Sichtweise liegt auch der Lissabon-Strategie zugrunde, da sie die Beziehung zwischen der Wirtschaft einerseits, Wissenschaft und Forschung anderer​seits herstellt. Dieser Nexus wird allerdings in einer besonderen, zukunfts- und wachstumsorientierten Weise angesprochen
. Daher findet sich die jüngste Behand​lung der Lissabon-Strategie unter der Überschrift „Empfehlungen des Rates zu den 2008 aktualisierten Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft und zur Umsetzung der Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten“
. Bei einem so ökonomisch geprägten Ansatz verwundert es kaum, dass in Bezug auf zahlreiche Länder die Hochschul- und Bildungspolitik faktisch keine Rolle spielt. Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen finden, soweit sie überhaupt ange​sprochen werden, neben Aspekten der Effizienzerhöhung in der Verwaltung, Haus​haltsdisziplin, Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme und wirtschaftsadmini​strativen Fragen Berücksichtigung
. So hat die Bundesregierung unter Gerhard Schröder in ihrem „Nationalen Strategiebericht Alterssicherung 2005“ sozialpoliti​sche Maßnahmen als Beiträge zur Wirtschaftsförderung im Sinne der Lissabon-Stra​tegie dargestellt, da funktionierende soziale Sicherungssysteme das Vertrauen der Konsumenten in ihre künftige Zahlungsfähigkeit stärkten und dadurch ihre Ausga​benfreudigkeit und berufliche Wechselbereitschaft erhöhten
.

Für Bulgarien empfiehlt die EU-Kommission – nach verschiedenen anderen Punkten – eine Reform des Bildungssystems, um das Qualifikationsniveau der Absolventen an die Erfordernisse des Arbeitsmarktes anzugleichen und die Schulabbrecherquote zu senken, sowie eine integrierte Politik für die Bereiche Forschung und Entwicklung einerseits, Innovationen andererseits
. Deutschland wird eine verstärkte Integration geringqualifizierter Personen in den Arbeitsmarkt und eine Förderung der beruf​lichen Weiterbildung im Zuge eines lebenslangen Lernens nahegelegt
. Hinsichtlich beider Länder gilt daher: Die aktuellen Empfehlungen der EU-Kommission haben keinen unmittelbaren Bezug zur Bildungspolitik im Hochschulbereich. Für Bulgarien lassen sich derartige Anknüpfungen durch die Erwähnung von Forschung und Ent​wicklung noch leichter konstruieren als für Deutschland, aber direkt angelegt sind sie auch hier nicht.

Weiterhin ist zu beachten: Die ursprüngliche Lissabon-Strategie ist im Jahre 2000 von der EU der 15 beschlossen worden. Zwar betont die Kommission heute, dass auch die beiden jüngsten EU-Mitgliedsstaaten eigene Konzepte zur Umsetzung der Stra​tegie entwickelt haben, so dass auch Bulgarien und Rumänien in das Konzept einge​bunden sind. Diese Beteiligung kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass so​wohl in Bezug auf die zu bewältigenden Probleme als auch hinsichtlich der sich bie​tenden Chancen für die beiden letztgenannten Länder andere Bedingungen bestehen als für die bereits vor 1990 demokratisch regierten Mitgliedsstaaten. Denn die kom​parativen Kostenvorteile, auf die Bulgarien seine Wirtschaft stützen kann, liegen auf absehbare Zeit noch nicht in der Entwicklung forschungsbasierter, kapitalintensiver Spitzentechnologie. Vielmehr ist ein stufenweiser Prozess zu durchlaufen, wie er auch für andere EU-Mitgliedsländer, etwa Portugal und Irland, beobachtet worden ist.

Diese Bemerkungen sollen nicht entmutigen, sondern dazu beitragen, realistische Erwartungen zu formulieren. Physikalische Großforschungsanlagen etwa wird sich Bulgarien in nächster Zeit noch nicht leisten können, so dass befähigten bulgarischen Forschern andere Strategien zu erfolgreicher wissenschaftlicher Arbeit und gebüh​render Anerkennung geboten werden müssen.

Angesichts der Breite und konzeptionellen Unschärfe der Lissabon-Strategie ist in Deutschland hochschulpolitisch wesentlich mehr vom sogenannten „Bologna-Pro​zess“ zu lesen gewesen. Dieser tangiert unmittelbar die Bildungsgänge, welche die kommende Generation von Wissenschaftlern in Europa zu durchlaufen haben wird. Anders als die Lissabon-Strategie ist er allerdings nicht der EU zuzurechnen.

1. Gesamtgesellschaftliche Bildungsbilanz

Eine Wissensgesellschaft zeichnet sich definitionsgemäß durch einen hohen Bil​dungsstand ihrer Glieder aus. Dabei entsteht allerdings bereits ein erstes Problem durch den Umstand, dass die Wirtschaft, um anspruchsvolle Produkte auf den Markt bringen zu können, primär an einem hohen faktischen Stand an Wissen und Fertig​keiten der Erwerbtätigen interessiert ist, die analysierenden Soziologen hingegen an unstreitigen, leicht quantifizierbaren Kriterien. Dieses Forschungsproblem verschärft sich bei internationalen Vergleichen. 

Tabelle 1: Allgemeinbildende Schulabschlüsse in der Bevölkerung im März 2004

	Alter
[Jahrgänge]
	In schul. Ausbil-dung
	Haupt-schulab-schluss
	POS-Ab​schluss
(DDR)
	Realschul-abschluss
	FH-/ HS-Reife
	Ohne Ang.
	Ohne Schulab-schluss

	Spalte
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7

	15-19
[1985-89]
	61,9%
	13,2%
	0,5%
	16,9%
	3,1%
	0,8%
	3,7%

	20-29
[1975-84]
	1,5%
	-   23,7%
	2,3%
	+    31,1%
	+   37,1%
	1,2%
	3,1%

	30-39
[1965-74]
	0%
	28,2%
	12,0%
	25,0%
	30,9%
	1,2%
	3,1%

	40-49
[1955-64]
	0%
	35,0%
	14,4%
	21,1%
	25,7%
	0,9%
	2,7%

	50-59
[1945-54]
	0%
	48,9%
	11,0%
	15,7%
	20,6%
	1,2%
	2,7%

	60+
[-1944]
	0%
	71,6%
	1,3%
	11,9%
	11,7%
	1,0%
	2,4%

	Insgesamt
	4,5%
	43,6%
	7,1%
	19,3%
	21,7%
	1,0%
	2,8%

	Frühere BRep D
	4,4%
	46,8%
	0,8%
	21,4%
	22,3%
	1,1%
	3,2%

	Neue BL
	4,7%
	30,0%
	33,6%
	10,6%
	19,2%
	0,8%
	1,3%


Tabelle 1 dokumentiert den Rückgang der ehemals üblichen Bildung auf der Haupt​schule, früher „Volksschule“ genannt. Demgegenüber zeigt sich eine Zunahme mitt​lerer („Realschule“) und höherer Bildungsabschlüsse (Fachhochschul- oder Hoch​schulreife). Die „Polytechnischen Oberschulen“ (POS) waren ein DDR-Phänomen, beschränkt auf einige Alterskohorten.

Tabelle 2: Berufliche Bildungsabschlüsse in der Bevölkerung im März 2004

	Alter
[Jahrgänge]
	Lehre/ ange-lernt
	Fach-schule
	DDR- Fach-schule
	Fachhoch-schule
	Hoch-schule
	Ohne Ang.
	Ohne berufl. Abschl.

	Spalte
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7

	15-19
[1985-89]
	3,2%
	0%
	0%
	0%
	0%
	0%
	0%

	20-29
[1975-84]
	48,4%
	4,1%
	0,1%
	2,9%
	4,1%
	1,5%
	38,9%

	30-39
[1965-74]
	56,8%
	8,0%
	1,4%
	+      6,7%
	+   10,8%
	1,8%
	14,6%

	40-49
[1955-64]
	57,4%
	8,4%
	2,1%
	6,4%
	10,0%
	1,7%
	-   14,0%

	50-59
[1945-54]
	56,8%
	7,3%
	2,2%
	5,9%
	9,8%
	1,7%
	16,3%

	60+
[-1944]
	50,9%
	5,7%
	1,8%
	3,5%
	5,2%
	1,3%
	31,6%

	Insgesamt
	50,5%
	6,3%
	1,5%
	4,6%
	7,2%
	1,5%
	28,4%

	Frühere BRep D
	49,6%
	6,2%
	0,2%
	4,6%
	7,3%
	1,6%
	30,4%

	Neue BL
	54,2%
	6,4%
	6,8%
	4,8%
	7,0%
	1,1%
	19,7%


Berufliche Bildungsabschlüsse werden später als schulische erreicht. Daher zeigen sich an ihnen die Wandlungstendenzen noch weniger langfristig als bei den schuli​schen Abschlüssen. Gleichwohl ist auch hier eine Tendenz zu formal höherwertigen Abschlüssen erkennbar. Aus ökonomischer Sicht liegt hierin eine Erhöhung des Hu​mankapitals der Volkswirtschaft. Diese entspricht zum einen der Rohstoffarmut Deutschlands, zum anderen der zunehmenden Verwissenschaftlichung und Techni​sierung der Zivilisation sowie der wachsenden Komplexität der Gesellschaft
. Indi​viduell ist damit zugleich eine Verlängerung der Ausbildungszeiten verbunden, die am stärksten die Hochschulabsolventen trifft.

Die problematische Zusammenfassung der Absolventen einer qualifizierten, minde​stens zweijährigen Lehrzeit mit begleitendem theoretischen Unterricht an einer Be​rufsschule mit lediglich kurz angelernten Kräften (Spalte 1) ist vom Statistischen Bundesamt so vorgegeben. Die Kategorie der Fachschulen in der DDR (Spalte 3) lie​fert einen Hinweis auf einen wichtigen Aspekt: Bislang sind Bildungsgänge in viel​fältiger Weise von landesspezifischen Faktoren geprägt. Dies gilt insbesondere für den Bereich der beruflichen Bildung. Hier soll eine europäische Angleichung statt​finden. Es fragt sich allerdings, ob dies jedem nationalen Bildungs- und Wirtschafts​system sowie den in den betreffenden Ländern lebenden Menschen zum Vorteil ge​reicht. Denn die Erwartungen an die Absolventen der jeweiligen Bildungseinrich​tungen unterscheiden sich international deutlich voneinander.

In Deutschland sind die Erwartung des Arbeitsmarktes an neu eintretende Stellen​bewerber traditionell mehrdimensional:

· Sie sollen über eine hinreichende Allgemeinbildung hinaus professionell einsetz​bares Wissen besitzen.

· Sie sollen über eine spezielle Eingangsposition hinaus für einen gesamten Beruf und die in ihm mögliche Karriere mit einem hinreichend breiten Fundament an praktischen und theoretischen Kenntnissen ausgestattet sein.

Durch die Wandlungsprozesse in Gesellschaft und Wirtschaft, denen auch die Lissa​bon-Strategie mit ihrer Forderung nach einem lebenslangen Lernen zu begegnen sucht, ist die Vorstellung einer einmaligen Grundausbildung für die gesamte weitere berufliche Karriere obsolet geworden. Gleichwohl ist bislang in Deutschland an dem Ansatzpunkt festgehalten worden, dass die Ausbildung inhaltlich sowohl qualifiziert als auch breit zu erfolgen hat.

Demgegenüber beruht das in den USA angewendete Bildungsmuster auf 

· einer Befähigung zur Bewältigung typischer Lebenssituationen,

· einer nachgereichten Allgemeinbildung,

· einer anfängerhaften fachlichen Ausbildung und

· der Schulung für jeweils spezifische Tätigkeiten.

Im Falle einer akademischen Qualifizierung schließt sich nach dem angelsächsischen Muster für eine Minderheit der Studierenden auf speziellen „graduate schools“ die professionelle Ausbildung an die bis zum College-Abschluss vermittelte Kombination von Allgemeinbildung und beruflichen Grundkenntnisse an
.

In Japan fällt bei einem gleichfalls gestuften System der Studienabschlüsse die Selek​tion der für weiterführende Studien zugelassenen Studenten noch deutlich schärfer aus. Der Arbeitsmarkt erwartet indes keine fachlich spezialisiert vorgebildeten Experten, sondern bildungsfähige Personen, die fachlichen Ausbildungen und einem Training „on the job“ im Unternehmen zugänglich und gewachsen sind. Statt auf die extern erworbene berufliche Qualifikation kommt es daher für die Karriere zentral auf den Eintritt in einen leistungsstarken Konzern an
.

Soweit multinationale Konzerne der Vorstellung folgen, ihr Personalwesen zentrali​siert weltweit von einem einzigen Standort aus managen zu können, mögen derar​tige nationale Differenzen als Störfaktoren erscheinen, die nach Möglichkeit zu durch ein einheitliches Qualifikationsmuster beseitigen sind. Völlig anders sind die beste​henden Unterschiede und deren mögliche Einebnung

1. hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der einzelnen Volkswirtschaften und ihrer Unternehmen sowie

2. hinsichtlich individueller Berufskarrieren zu beurteilen.

2. Wissenschaftler und ihr Studium bis zur Promotion

Damit kommen wir zum Wissenschaftler, zu seiner Qualifizierung und dem Verlauf seiner beruflichen Karriere. Vordergründig scheint ein Wissenschaftler von einer Neugestaltung von Studiengängen relativ wenig betroffen, ist er doch ohnehin ge​nötigt, den höchstmöglichen Abschluss anzustreben, so dass ihn die vorher gegebe​nen Ausstiegsmöglichkeiten relativ wenig interessieren werden. Bei näherer Be​trachtung zeigt sich ein anderes Bild.

Tabelle 3: Vergleich: Wege zur Professur

	USA
	Deutschland (alt)
	Deutschland (neu)

	Tenured professorship
	Professur
(obligatorisch: 
andere Universität)
	Professur
(Für ehemalige Juniorprofessoren: glei​che Universität möglich, sofern nach der Promotion ein Wechsel der Universität erfolgt ist.)

	
	
	

	
	Oberassistent/ Hochschuldozent/ Lehrstuhlvertreter
	

	
	
	

	
	Habilitation 
Privatdozent (PD)
	
Juniorprofessor 
	Habilitation 

	
	
	
	

	Assistant Professor
	Wissenschaftlicher Assistent
	
	Wissenschaftlicher Mitarbeiter

	
	

	Promotion (PhD)

(ca. 3 Jahre)

1½ Jahre Graduate School 

M.A.
(Teil eines Doktoratsstudiums)
	Promotion (Dr.)
(Universität– individuell)
	Promotion (Dr.) 
Universität: Doktoratsschule 
oder individuell

	
	
	

	
	Ca. 4-5 Jahre 
Universität
Diplom/
Magister Artium/ Staatsexamen/
Kirchliches Examen
	
	2 Jahre Universität / FHS
M.A.

(mit Promotions-möglichkeit)

	
	
	1 Jahr Universität / FHS
M.A.

(ohne Promotions-möglichkeit)
	

	
	
	

	4 Jahre College
(undergraduate studies)

B.A.
	
	3 Jahre Universität/Fachhochschule
(undergraduate studies)

B.A.


Während in den angelsächsischen Ländern die meisten Studenten die tertiären Bil​dungsanstalten mit dem Bachelor-Abschluss verlassen, ist in Deutschland den Besu​chern einer Universität ein Studium bis zum Niveau der neuen Master-Abschlüsse sicher gewesen. Das ändert sich mit den neuen gestuften Studiengängen. Denn für ein Master-Studium ist eine erneute Selektion vorgesehen. Angesichts der be​schränkten Zahl an Studienplätzen in den Master-Studiengängen steht zu erwarten, dass sich das erreichbare Bildungsniveau für Studenten mit einer nur mittleren Be​gabung reduzieren wird. Wer am Ende eines Bachelor-Studienganges ein schwaches Zeugnis erhält, hat damit bereits seine Chance auf die Erlangung eines Doktorgrades verspielt. Folglich wird über die Möglichkeit zu einer wissenschaftlichen Karriere früher entschieden als bisher. Die erste Selektion erfolgt nun aufgrund eines straff gegliederten, zeitlich anspruchsvollen ersten Studiums, das auf engeren Vorgaben beruht und in vielen Fächern weniger Möglichkeiten zu individuellen Akzentset​zungen bietet als zuvor gegeben waren. Zugleich reduzieren sich die Möglichkeiten für soziale Aktivitäten neben dem Studium – eine Konsequenz, die die Begabtenför​derungswerke noch nicht vollinhaltlich erfasst zu haben scheinen. Für die wissen​schaftliche Laufbahn gewinnt jedenfalls die Rezeption vorgegebenen Stoffes und das Sich-Einfügen in eine Lerngruppe eine deutlich höhere Bedeutung. Wie diese Ent​wicklung mit der Förderung der notwendigen Kreativität vereinbar ist, wird sich zeigen müssen.

Der folgende Studienabschnitt ist gleichfalls verändert. Für verschiedene wissen​schaftliche Fächer mit ehemals gesicherten Beschäftigungsaussichten ihrer Absol​venten – Juristen, Lehrer, Mediziner, Apotheker – steht nach dem bisherigen deut​schen Modell am Ende des Studiums ein Examen vor einem staatlichen Prüfungs​amt, für das Universitätsprofessoren neben anderen, aus der Praxis kommenden Experten zu Prüfern berufen werden. In den betreffenden Fächern besteht die besondere Examensleistung traditionell darin, eine große Breite an Wissen präsen​tieren zu können. Sofern eine Konkurrenz zu universitären Studienabschlüssen im gleichen Fach besteht – dies gilt für zahlreiche Lehramtsstudiengänge – ist hingegen die Vertiefung der Kenntnisse bei einem Diplom-Abschluss stärker. Während man​che Wissenschaftler ein Staatsexamen abgelegt haben, um im Falle eines Scheiterns der wissenschaftlichen Karriere auf ihre berufspraktische Qualifikation zurückgrei​fen zu können, haben Natur-, Sozial- und Ingenieurwissenschaftler den Weg über ein Diplomstudium ihres Faches bevorzugt. Auch bei diesen universitären Prüfungen ist in dem betreffenden Fach über das Spezialgebiet der Diplomarbeit hinaus jeweils ein Spektrum des Wissens im betreffenden Studienfach abgeprüft worden – allerdings typischerweise mit gewissen exemplarischen Vertiefungen.

Die neuen Master-Studien verringern nicht nur durch ihre Modularisierung die Menge des am Ende des Studiums zu beherrschenden Stoffes. Vielmehr sind sie zu​gleich thematisch weitgehend spezialisiert. So wird in Kiel aus dem politikwissen​schaftlichen Spektrum ein forschungsorientierter Masterstudiengang „Modernes Re​gieren“ angeboten, in Halle ein eher anwendungsorientierter in „Parlamentsfragen und Zivilgesellschaft“. Thematische Mode und schnelle Vergänglichkeit sind derar​tigen Ausweisungen auf die Stirn geschrieben.

Die Qualifikation wird damit bereits während des Studiums thematisch verengt. Die Äquivalenz zu denjenigen Studienabschlüssen, die berufliche Laufbahnen eröffnen sollen, wird daher fraglich. Neu ist auch, dass dem Studienabschluss nicht mehr un​mittelbar anzusehen ist, ob er zur Promotion berechtigt, denn für Kurzprogramme gilt dies nicht, für Fachhochschulstudien ist es speziell zu prüfen
. Weiterhin dürfte für die wissenschaftliche Qualifikation die Bewerbung um ein Promotionsthema außerhalb des studierten thematischen Ausschnitts kaum noch denkbar sein. Folglich werden Transferleistungen aus einem Wissensbereich in einen anderen tendentiell eher erschwert. 

Dem entspricht eine weitere Veränderung des Qualifikationsweges durch die stär​kere Organisierung der Promotionsphase. In Deutschland besteht traditionell zwi​schen dem Doktorvater – heute auch: der Doktormutter – und dem Doktoranden ein höchst persönliches Lehrer-Schüler-Verhältnis, das sich in zahllosen Fällen karriere​relevant ausgewirkt hat und häufig in eine dauerhafte Anhänglichkeit eingemündet ist, insbesondere, wenn sich Schüler oder Schülerin dem „Meister“ gleich für eine wissenschaftliche Laufbahn entscheidet. Treten jedoch während der Arbeit an der Dissertation Spannungen im persönlichen Verhältnis auf, findet sich der Doktorand häufig in der prekären Situation, „auf Gedeih und Verderb“ auf seinen Doktorvater angewiesen zu sein. 

Tabelle 4: Gegenüberstellung idealtypischer Modelle zur Promotion

	
	„Meister-Schüler-Modell“
	„Doctoral studies“

	Träger
	Einzelne Professoren
	Professoren, Fakultäten, Schools

	Status der Doktoranden
	Mitarbeiter an einem Lehrstuhl bzw. an einem Projekt, Stipendiat oder externer Doktorand
	Ph.D.Student (eingeschriebener Doktorand)

	Auswahlverfahren
	Informell
	Formell

	Ausbildungsinhalte und -ergebnisse
	Geringe Formalisierung, Dissertation und Rigoro​sum bzw. Disputation
	Hohe Formalisierung: Festes Studienprogramm vor bzw. neben der Dissertation

	Ausbildungsziel
	Qualifizierung für universitäre und außeruniversi​täre Berufsziele
	Qualifikation primär für wissenschaftliche Lauf​bahn


Wird die Promotion hingegen am Ende eines speziellen Doktoratsstudiums vollzo​gen, ist eine formelle, institutionalisierte Auslese und der Besuch von Lehrveran​staltungen erforderlich, die den Doktoranden in ein anderes Bezugsfeld stellen. Die persönliche Bindung wird sich unter diesen Umständen typischerweise weniger in​tensiv entwickeln, für eine zügige Durchführung und Gleichmäßigkeit der quantita​tiven Größenordnungen der Arbeiten bestehen dagegen bessere Voraussetzungen. In Deutschland sind unter der Bezeichnung „Graduierten-“ oder „Promotionskollegs“ Versuche zur Förderung eines „strukturierten Studierens“ unternommen worden, an denen sich neben Universitäten auch Studienförderungswerke beteiligt und die sich bereits bis nach Sofia ausgewirkt haben
.

Eine Änderung des Karriereweges für Wissenschaftler ist mit einer Strukturierung jedenfalls insofern verbunden, als die Themenwahl – zumindest in geistes- und sozi​alwissenschaftlichen Fächern – nun in stärkerem Maße durch einen Konsens in Uni​versitäten oder Förderungswerken über die Wünschbarkeit von Forschungen auf einzelnen Feldern geprägt wird. 

3. Die Qualifikation für eine Professur

Die Qualität der Forscher und Lehrer ist in einer Wissensgesellschaft von besonderer Relevanz. Im internationalen Vergleich zeigen sich indes deutliche Unterschiede in der Qualifikation des Lehrpersonals an Universitäten:

In den deutschsprachigen und einigen anderen europäischen Ländern gilt traditionell die Habilitation als Voraussetzung für die Berufung auf eine Universitätsprofessur mit einer Dauerstelle. Ansonsten sind unbefristete Stellen an Universitäten für akademi​sches Personal relativ selten zu finden und – etwa in technischen und naturwissen​schaftlichen Fächern – auf einzelne Spezialfunktionen beschränkt.

In den USA hängt die Position deutlich von der Qualität der jeweiligen Institution ab. An Forschungsinstitutionen ist eine Promotion Voraussetzung für eine Professur. Eine Dauerstelle wird nur bei Nachweis kontinuierlich erbrachter weiterer For​schungsleistungen zuerkannt, für die in den Geisteswissenschaften nach der Disser​tation typischerweise ein zweites Buch erwartet wird.

In Japan genügt hingegen ein Mastergrad, um eine Anstellung als Lehrpersonal an einer Universität zu erhalten. Bereits vor der Verleihung eines Doktorgrades kann diesen jüngeren Angehörigen der Fakultät eine Dauerstelle gegeben werden. Die Promotion wird häufig zur Zeit einer Ernennung zum ordentlichen Professor erlangt, ist aber nicht einmal dafür eine unbedingte Voraussetzung
.

Tabelle 5: Habilitationen an deutschen Hochschulen

	Fach
	1994
	1998
	1999
	2000
	2001
	2002
	2003
	2004
	2005
	2006
	2006 in % (2002)

	Humanmedizin/ Gesundh.-Wiss.
	514
	637
	625
	700
	811
	849
	873
	910
	856
	894
	105,3%

	Mathematik u. Naturwissensch.
	353
	560
	563
	587
	528
	557
	477
	478
	371
	377
	67,7%

	Sprach- u. Kulturwissensch.
	302
	389
	368
	410
	445
	467
	439
	466
	371
	374
	80,1%

	Rechts-, Wirtschafts-u. Sozialwissensch.
	128
	194
	210
	253
	214
	225
	242
	241
	225
	195
	86,7%

	Ingenieurwiss.
	54
	45
	64
	83
	92
	92
	79
	84
	82
	67
	72,8%

	Agrar-, Forst- u. Ernährungswiss.
	32
	45
	45
	38
	39
	37
	35
	33
	43
	35
	94,6%

	Kunst/Kunstwiss.
	29
	18
	23
	27
	35
	33
	32
	35
	30
	23
	69,7%

	Veterinärmedizin
	17
	10
	16
	14
	23
	29
	21
	21
	14
	14
	48,3%

	Sportwissenschaft
	15
	17
	12
	16
	12
	13
	11
	15
	9
	14
	107,7%

	Insgesamt
	1444
	1915
	1926
	2128
	2199
	2302
	2209
	2283
	2001
	1993
	86,6%


Nach dem Willen der rot-grünen Bundesregierung und ihrer Bundesbildungsmini​sterin, Edelgard Bulmahn, sollte der Qualifikationsweg über die Habilitation verboten und vollständig durch die Qualifizierung über Juniorprofessuren ersetzt werden. In Anlehnung an amerikanische Strukturen sollte diese neugeschaffene Position dem „Assistant Professor“ in den USA entsprechen. Daher zählt der Juniorprofessor im Unterschied zum bisherigen deutschen „Wissenschaftlichen Assistenten“ nicht zur Statusgruppe des „akademischen Mittelbaus“, sondern mit den Professoren zu den prüfungsberechtigten Hochschullehrern der Universität. 

Die Frage, ob Juniorprofessoren die Zusage einer Überleitung in eine Dauerposition an ihrer Universität erhalten sollen oder ob sie sich nach dem Ende ihrer befristeten Anstellung um ausgeschriebene Positionen an anderen Universitäten in einer offenen Konkurrenz bewerben müssen, wurde gesetzlich offengelassen. Die Möglichkeit ist eingeräumt, entgegen den Wünschen der Betroffenen
 jedoch keine sichere Perspek​tive gegeben worden. Nach Maßgabe ihres eigenen Konzeptes blieb die Reform damit hinsichtlich der bislang gesetzlich sehr bewusst nahezu unmöglich gemachten „Hausberufungen“ auf halbem Wege stecken.

Die mit der Juniorprofessur offiziell verfolgten Ziele sollten insbesondere sein
:

· Beschleunigung wissenschaftlicher Karrieren, 

· Verbesserung der Chancen jüngerer Wissenschaftler zu eigenständiger For​schung und Lehre, 

· Senkung des Alters zur Familiengründung für Wissenschaftler und damit 

· Erhöhung der Attraktivität des Standortes Deutschland und der Konkurrenz​fähigkeit der deutschen Wissenschaft.

Das beabsichtigte faktische Verbot der Habilitation als Qualifikation scheiterte vor dem Bundesverfassungsgericht
. Dank eines Antrags dreier unionsgeführter Lan​desregierung wurde diese Regelung aus formalen Gründen aufgehoben, mittlerweile auch die Kompetenzordnung des Grundgesetzes an dieser Stelle geändert, so dass im Ergebnis zwei getrennte Wege zu einer Professur führen können: Nach bisherigem mitteleuropäischen Muster über die Habilitation und gemäß amerikanischem Vor​bild über eine Juniorprofessur. Damit interessiert die Frage der realen Entwicklung angesichts dieses Konkurrenzverhältnisses.

4. Die reale Nutzung der beiden Qualifikationswege zur Professur

Anhand der Zahlen in Tabelle 5 zeigt sich: 

1. Im Vergleich zu 1994, also der Zeit der Konsolidierung ostdeutscher Universitä​ten nach der Wiedervereinigung, zeigen alle Fächergruppen mit mehr als 30 Habilitanden pro Jahr einen Anstieg der Habilitationen.

2. Im Laufe der letzten zehn Jahre ist eine Welle von Habilitationen durch Deutschland gegangen, die im Jahre 2002 ihren Höhepunkt erreicht hat.

3. Gemessen an dem Höchststand des Jahres 2002 hat es in den meisten Fächern keine dramatischen Rückgänge an Habilitationen gegeben.

4. Sieht man von den kleinen Fächern mit ihren relativ hohen Schwankungen ab, zeigt sich seit Einführung der Juniorprofessuren vor allem eine Differenzie​rung zwischen Natur- und Ingenieurwissenschaften einerseits, den Sozial- und Geisteswissenschaften andererseits.

Damit werden Ansätze zu einer fachspezifischen Profilierung erkennbar. Allerdings gab es durch die Möglichkeit, sogenannte „habilitationsäquivalente Leistungen“ an​zuerkennen oder statt einer umfangreichen Habilitationsschrift eine „kumulative Habilitation“ vorzunehmen, auch bereits zuvor Nebenwege zur Professur, die fach- und phasenweise unterschiedlich stark genutzt worden sind.

Die Kehrseite des verhältnismäßig hoch gebliebenen Niveaus an Habilitationen besteht darin, dass die Anzahl der effektiv eingerichteten Juniorprofessuren die ur​sprünglich seitens der Bundesregierung einmal in Aussicht genommene Größenord​nung von 6000 Stellen nie erreicht hat
. Die Zahl der formal für eine Professur Qualifizierten, jedoch ohne eine entsprechende Stelle Lehrenden beträgt per Saldo nach den neuesten verfügbaren Zahlen das Achtfache der Juniorprofessoren beiderlei Geschlechts (Tabelle 6). 

Tabelle 6: Personal in ausgewählten Kategorien an deutschen Hochschulen

	Dienststellung der Hochschullehrer
	2003
	2004
	2005
	2006

	C4 u. entspr. Besold.-Gruppen (auf Dauer)
	12609
	12529
	11704
	10626
      -

	C3 u. entspr. Besold.-Gruppen (auf Dauer)
	16695
	16826
	15583
	14124
      - 

	C2 u. entspr. Bes.-Gruppen (auf Dauer)
	7044
	6977
	6657
	6248
      -

	C2 u. entspr. Bes.-Gruppen (auf Zeit)
	1271
	1288
	1137
	1067
      -

	W3
(neu, auf Dauer)
	4
	87
	738
	1845
      +

	W2
(neu, auf Dauer)
	160
	925
	1429
	3002
      +

	Juniorprofessoren
(neu, auf Zeit)
	282
	411
	617
	782
      +

	Privatdozenten, 
apl. Professoren
	6725
	6726
	6098
      -
	6347


5. Gestaltungsfragen hinsichtlich der Qualifikation für Professuren

Aus diesen Befunden ergeben sich eine Reihe von Konsequenzen für den wissen​schaftlichen Nachwuchs. Diese implizieren zugleich Fragen der politischen Gestal​tung, die nachfolgend gemeinsam mit möglichen Regelungsalternativen behandelt werden sollten.

5.1 Konkurrenz der beiden Qualifikationswege

a) Keineswegs alle wissenschaftlich qualifizierten und an einer universitären Karriere interessierten Nachwuchskräfte können eine Juniorprofessur erhalten. Nach Ab​schaffung der Assistentenstellen bleiben für die meisten nur Mitarbeiterstellen übrig. Damit ist für die meisten statt der ursprünglich angestrebten Verbesserung effektiv eine Verschlechterung der Position des wissenschaftlichen Nachwuchses eingetreten.

b) Probleme bereitet das Nebeneinanderbestehen von Juniorprofessuren und Habi​litation als Qualifikationswege zur Professur: Zwar kann sich ein Juniorprofessor „sicherheitshalber“ habilitieren, Habilitierte können aber nicht Juniorprofessor wer​den. Die Trennwand ist also „semipermeabel“.

c) Die Universitäten müssen sich fragen, ob die Qualität der Betreuungsleistungen die gleiche ist, wenn Juniorprofessoren, die selbst noch der Evaluation ihrer For​schungsleistung unterliegen, als prüfungsberechtigte Hochschullehrer gelten. Nach der alten Regel, für eine wissenschaftliche Karriere an einer deutschen Hochschule sollte man nicht von einem Extraordinarius (bisher C3-Professor) promoviert worden sein, kann einem wissenschaftlich Ambitionierten eine Betreuung seiner Dissertation durch einen Juniorprofessor jedenfalls nicht geraten werden.

d) Eine besondere Verschärfung des Konkurrenzverhältnisses ergibt sich hinsichtlich der Berufung auf eine Dauerstellung. Juniorprofessoren haben ein Interesse an einer durchgehenden Laufbahn zu einer Professur an ihrer Universität, herkömmlich Ha​bilitierte haben sich einem Wettbewerb um öffentlich ausgeschriebene Stellen zu stellen und sind daher an der Offenheit der Besetzungsverfahren interessiert. Falls ein externer Habilitierter mit einem internen Juniorprofessor zu konkurrieren hätte, wären die Chancen von vornherein ungleich verteilt. Dies ginge zu Lasten der Qua​lität des Personals.

e) Ein Regelungsansatz für das hier angesprochene Problem könnte in unterschied​lichen fachspezifischen Lösungen liegen. Dann wären Fächer mit und ohne Hausbe​rufungen und „tenure track“ denkbar. Will man die qualitätssichernden offenen Ausschreibungs- und Berufungsverfahren generell erhalten, muss man auch Junior​professoren einem Universitätswechsel unterwerfen.

f) In Deutschland wie den USA besteht aber Konsens in folgendem Punkt: Die Qualifizierung hat in jedem Fall der Übertragung einer Dauerstelle vorauszugehen.

g) Implizite Voraussetzung für offene Ausschreibungen ist das Bestehen mehrerer Universitäten mit einem internationalen Ansprüchen genügenden wissenschaftlichen Standard. Eine Konzentration der Forschung auf einen „nationalen Champion“ steht der Durchführung offener Ausschreibungen entgegen.

5.2 Wissenschaft und Familie im Zielkonflikt

Die Erhaltung oder gar Erhöhung der Qualifikation des Personals steht in Spannung zu dem sozialpolitischen Anliegen, Wissenschaftlern eine dauerhafte Existenz​grundlage zu sichern und ihnen dadurch auch eine nicht allzu späte Familiengrün​dung zu ermöglichen.

Denkt man nur innerhalb des Hochschulsystems, ist dieses Dilemma kaum zu lösen. Denn evident ist die Berufung von Professoren aufgrund offener Ausschreibungen mit einer nochmaligen Selektion nach der Habilitation verbunden, wohingegen eine durchgängige Laufbahn unter effektivem Verzicht auf eine nochmalige Konkurrenz – abhängig von der Schärfe der Evaluierung – eine größere materielle Sicherheit für das Personal bieten kann. 

Die Wissenschaftler unterschiedlicher Fächer erfahren die Auswahl der Dauerstel​leninhaber allerdings in unterschiedlicher Schärfe. Habilitierte Ärzte oder Juristen dürften in der Regel keine Schwierigkeiten haben, in eine intellektuell und finanziell ähnlich reizvolle Position außerhalb einer Universität zu wechseln. Ingenieure be​halten typischerweise bei ihrer wissenschaftlichen Arbeit den Kontakt zu möglichen industriellen Arbeitgebern. Für Naturwissenschaftler wird ein Wechsel – in Abhän​gigkeit vom jeweiligen Fach – unter Umständen deutlich schwieriger, für Sozial- und Geisteswissenschaftler ist eine Gefährdung ihrer Existenz nicht untypisch. 

Die Universitäten können eine Absicherung – à la DDR – aller ihrer Forscher gegen eine Entlassung nicht leisten. Regelungsversuche müssen daher die Option eines Ausstiegs aus dem Universitätsbereich mit einbeziehen. Das bedeutet: Der konkur​renzbetonte universitäre Forschungsbetrieb kann nur funktionieren, wenn in an​grenzenden Bereichen eine hinreichende Bereitschaft zur Aufnahme von Personen besteht, die noch auf der letzten Ebene durch das Selektionsraster fallen. Formal ver​fügen diese Experten über weit höhere Qualifikationen als nahezu alle außerhalb des Wissenschaftsbereichs Beschäftigten. Vorbehalte gegen Intellektuelle und sachlich unbegründete rigide Altersgrenzen können hier aber zu massiven Barrieren werden. Auswege könnten in der Einrichtung von Colleges nach amerikanischem Vorbild oder in der Lockerung der Auswahlkriterien für das Personal an Fachhochschulen zu finden sein. Ohne Auffangpositionen aber wird man auch die Forscherelite nicht wirksam stabilisieren können
.

5.3 Selektionskriterium „Publikationen“ und Zitationen

Als ein „objektives“ Kriterium zur Beurteilung der Qualität von Wissenschaftlern wird vielfach die Anzahl von Publikationen in renommierten Fachzeitschriften ange​sehen. Wenngleich die Qualität der Lehre seit einiger Zeit für die Eignung von Pro​fessoren ebenfalls Beachtung findet, ist die Einschätzung von Kandidaten nach der Originalität ihrer Forschungsleistungen sicherlich grundsätzlich ein angemessener Ansatz, um die Qualität der Arbeit in einem Universitätsinstitut in der nächsten Ge​neration zu sichern. Problematisch aber erscheint, wenn hierzu ein einheitliches Kri​terium für alle Fächer herangezogen werden soll. Denn:

· In verschiedenen Fächern bestehen Bindungen an eine bestimmte Sprache oder Region, weshalb internationale Fachzeitschriften als Publikationsorgane aus​scheiden.

· Manche Fächer haben eigene Kriterien. So genießen in technischen Disziplinen Patente ein höheres Renommee als Publikationen.

In naturwissenschaftlichen Fächern mag die Ermittlung der am weitesten verbreite​ten Fachzeitschriften möglich sein und ein allgemeingültiges Kriterium darstellen. In den Geisteswissenschaften passt es aber nicht. Die Versuche eines privaten Verlages, über den „Social Science Citation Index“ eine Rangliste der Sozialwissenschaftler auf​zustellen, markieren daher keineswegs einen fachlichen Konsens, sondern sind eine formal nicht legitimierte und inhaltlich höchst zweifelhafte Erscheinung.

Gleichwohl: Gerade kleinere Nationen sichern die Qualität ihrer Forschung dadurch, dass ihre Wissenschaftler ihre wesentlichsten Erkenntnisse nicht in der jeweiligen Nationalsprache, sondern in einer internationalen Verkehrssprache publizieren. In Skandinavien, den Niederlanden oder Israel sind daher englischsprachige Qualifika​tionsschriften in vielen Fächern durchaus normal. Dies sollte auch in Bulgarien be​achtet werden.

5.4 Bezahlung von Wissenschaftlern

Ein Einkommensgefälle zwischen den in Wirtschaftsunternehmen erzielbaren Ein​kommen einerseits und Gehältern für Wissenschaftler andererseits besteht nicht nur in Bulgarien. Auch in Deutschland sind die Einkommen von Wissenschaftlern nied​riger als diejenigen zahlreicher Universitätsabsolventen in anderen Berufen.

Das Gehalt ist jedoch nur einer der Faktoren, der die Zufriedenheit mit dem Beruf prägt. Gerade für Professoren spielen Aspekte, die auf die Inhalte der Arbeit bezogen sind, eine erhebliche Rolle für die Arbeitszufriedenheit. Darunter fallen: 

· die Ausstattung der Universität, 

· die Motivation der Studierenden sowie 

·  die Relation zwischen der Zeit für Lehre einerseits, Forschung andererseits
.

Eine Angleichung der Gehälter an bulgarischen Universitäten an diejenigen westeu​ropäischer Länder wird Zeit brauchen. Um den „brain drain“ zumindest zu reduzie​ren, müssen daher Zwischenlösungen gefunden werden. Denkbar erscheinen mehrere, auch in Deutschland und der Schweiz verwendete Ansätze:

Im Falle konkreter Stellenangebote ausländischer Universitäten könnten mit einem Wissenschaftler in sogenannten „Bleibeverhandlungen“ individuell günstigere Kon​ditionen vereinbart werden als allgemein üblich. Dabei kann sich die Vereinbarung ebenso auf die Ausstattung des Lehrstuhls beziehen wie auf die Dotierung der Stelle.

Wissenschaftlern können Professuren mit reduzierten Lehrdeputaten oder Teilzeit​professuren angeboten werden, so dass sie die Möglichkeit haben, in größerem Um​fang Forschungsarbeiten zu verrichten oder, falls eine entsprechende Genehmigung der Universität vorliegt, in einem näher bestimmten Ausmaß praktische Aufgaben wahrzunehmen. In manchen Fächern können – auch in Deutschland – die so erzielbaren Nebeneinnahmen die Professorengehälter übersteigen.

Auch Wissenschaftlern mit Stellen im Ausland können Teilzeit- oder Honorarprofes​suren übertragen werden. Hierdurch gehen qualifizierte Wissenschaftler der Hei​matuniversität nicht gänzlich verloren, wenn sie sich beruflich verändern können.

Die vorgestellten Regelungsmöglichkeiten liefern sicherlich keine Ideallösungen. Aber sie bieten pragmatische Ansätze zu einer schrittweisen Optimierung der Ver​hältnisse – nicht nur in Bulgarien.
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